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KOORDINIERUNGSKONFERENZEN ZUR TARIFRUNDE 2021

Die Alltagshelden
bitten zur Kasse

MOMENT MAL!
In den anstehen-
den Tarifrunden 
im Handel  wollen 
wir einmal mehr 
deutliche Verbes-
serungen der Aus-
bildungsvergü-
tungen erreichen. 
Auch wenn mancher Unternehmer  
in der Corona-Pandemie so tut, als sei 
Ausbildung ein verzichtbares Luxus-
gut – ohne Nachwuchs-Fachkräfte 
würde es in ein paar Jahren düster 
aussehen im Handel. Wir als Gewerk-
schaft setzen deshalb einen Schwer-
punkt in unserer Arbeit auf die Aus-
zubildenden und jungen Beschäf-
tigten im Handel. Es geht darum, die 
Zahl der Ausbildungsplätze zu erhal-
ten sowie die Qualität der Ausbildung 
kontinuierlich zu erhöhen.
Wir engagieren uns gemeinsam mit 
den jungen Kolleg*innen für die un-
befristete Übernahme nach erfolg-
reich abgeschlossener Ausbildung 
und für eine existenzsichernde Ver-
gütung vom ersten Ausbildungstag 
an! Unternehmen, die heute glauben, 
sich die Ausbildung sparen zu kön-
nen werden schnell merken, dass sie 
ohne Fachkräfte nicht weit kommen. 
Die Corona-Pandemie wird eines hof-
fentlich nahen Tages überwunden 
sein. Die Überalterung in vielen 
 Betrieben aber bleibt. Wer den Nach-
wuchs gefördert hat, wird dann im 
Vorteil sein.

DANIEL NIKOLOVIC

ist verantwortlich für die ver.di-Jugend 

 im Handel

Die nächste Ausgabe erscheint 
im Frühjahr 2021
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Der Slogan »Ohne uns kein Ge-
schäft« aus der vorigen Tarifrunde 

hat mit Corona eine hochaktuelle Be-
deutung bekommen: Wir, die Beschäf-
tigten im Handel, halten den Laden am 
Laufen – und zwar nicht nur unser di-
rektes Umfeld. Wir ermöglichen die 
Versorgung der Gesellschaft, schaffen 
ausreichend Nachschub heran und ris-
kieren dabei Tag für Tag unsere Gesund-
heit. Dafür hat es zum ersten Mal wahr-
nehmbaren Applaus gegeben und man 
nannte uns Alltagshelden. Doch diese 
Wertschätzung verblasst schon wieder 
und nur mit Beifall lassen sich unsere 
Mieten ohnehin nicht bezahlen: Wir 
brauchen spürbar mehr Geld, auch die 
Gesundheitsbelastungen müssen kom-
pensiert werden…

Über erste ver.di-Positionen für die 
Tarifrunde 2021 hat sich am 18. No-
vember eine Koordinierungskonferenz 
für den Einzel- und Versandhandel ver-
ständigt. Delegierte aus allen Landes-
teilen waren per Internetvideo zugeschal-
tet. Und in den Berichten aus den Tarif-
regionen ließen sich viele gemeinsame 
Nenner entdecken: »Kein Grund zur 
Bescheidenheit, wir gehen selbstbe- 
wusst in die Auseinandersetzung« –  
»Uns  gegenüber sitzen die Unterneh-
men, die in der Krise riesige Gewinne 
einfahren.« – »Wir orientieren auf eine 
reine Entgeltunde mit tabellenwirksamen 
Erhöhungen«.

Ähnlich lässt sich das Ergebnis einer 
Koordinierung für den Groß- und Au-
ßenhandel schildern, die schon vorher 
stattgefunden gefunden hatte. Doch 
von allein wird sich nirgendwo im Han-
del etwas tun: »Ich rechne nicht damit, 
dass die Arbeitgeber schnell auf unse-
re Forderungen eingehen werden«,  
so ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ste-
fanie Nutzenberger. »Deshalb werden 
wir auch dieses Mal nur mit Druck, mit 
Streiks und anderen Aktionen, einen 
Abschluss erreichen.« Schon ab jetzt 
gelte es, mehr Menschen für ver.di zu 
gewinnen und die gewerkschaftliche 
Basis im Betrieb zu stärken, ergänzte 
Orhan Akman, der als ver.di-Bundes-
fachgruppenleiter für den Einzel- und 
Versandhandel zuständig ist. 

ver.di-Tarifbefragungen
in vielen Betrieben

Was die Beschäftigten konkret erwar-
ten und wie hoch ihre Bereitschaft ist, 
für gute Ergebnisse zu kämpfen, das 
wird ab Jahresbeginn fast überall bei 
Tarifbefragungen in den Betrieben er-
mittelt. Beschlossen werden die genau-
en Forderungen dann von den ehren-
amtlichen Tarifkommissionen für den 
Einzel- und Versandhandel sowie für 
den Groß- und Außenhandel.

In den Verhandlungen, die in wenigen 
Monaten beginnen, müssen die Arbeit-

geber spürbar mehr Geld locker machen, 
so die einhellige Meinung der Konferenz. 
Bei den Einkommen müssen die Tarif-
abschlüsse einen deutlichen Reallohn-
zuwachs bewirken. Auch tarifflüchtige 
und tariflose Unternehmen werden im 
nächsten Jahr in die Tarifbewegung 
einbezogen (siehe Beitrag zu den aktu- 
ellen Amazon-Streiks).

Ziel wird ein realer
Lohnzuwachs sein

Dass Tarifauseinandersetzungen viel 
bringen können, zeigt eine Rückschau 
auf die letzten zehn Jahre. Nach Berech-
nungen des Wirtschafts- und Sozialfor-
schers Dr. Bert Warich vom WABE- 
Institut sind die Realeinkommen im Ein-
zelhandel in diesem Zeitraum immerhin 
um 15 Prozent gestiegen. Mit Blick auf 
die Zukunft argumentierte er, dass sich 
für 2020 der höchste Umsatzanstieg 
aller Zeiten abzeichnet: »Wir nähern uns 
5 Prozent.« Dabei steigt die Beschäfti-
gung nur um 0,2 Prozent, woraus sich 
ein gigantisches Pro-Kopf-Wachstum 
ergibt. Während der Modehandel und 
die Warenhäuser schwächeln, strotzen 
der Lebensmittelhandel sowie der On-
line- und Versandhandel vor Kraft – das 
Umsatzwachstum reicht von 3,3 Prozent 
(Edeka), über 6,2 Prozent (Kaufland) bis 
rund 40 Prozent (Amazon).

  Fortsetzung auf Seite 3

leisten und nicht 
zur Entzerrung von 

Kundenströmen bei-
tragen. 

Dem Stoppsignal der Richter 
gehen bereits zahlreiche ähnlich gela-
gerte Beschlüsse und Urteile voraus: 
Immer wieder ist ver.di in den vergan-
genen Jahren erfolgreich gegen Kom-
munen vorgegangen, die Sonntagsöff-
nungen ohne prägende Anlassveran-
staltungen genehmigt hatten.

»Das ist ein guter Tag für die Beschäf-
tigten im Einzelhandel«, so Silke Zimmer, 
die bei ver.di in NRW für den Handel 
zuständig ist. Die Entscheidung trage 
zur Beruhigung bei. »Angesichts der 
hohen Infektionszahlen haben viele 
Beschäftigte tagtäglich Sorge sich an-
zustecken.« Dass sie jetzt in Nord-
rhein-Westfalen zumindest an den 
Adventssonntagen bei ihren Familien 
zu Hause bleiben und sich damit ein 
bisschen vom hohen Vorweihnachts-
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I N H A LT
 TARIFZIEL: Gute Jobs bei H&M mit 
Zukunft – ver.di will noch mehr Druck 
machen für einen Digitalisierungsta-
rifvertrag Seite 2

 RS-STREIKS: Beim Elektrogroß-
händler RS Components in Bad Hers-
feld geht der Kampf der Beschäftigten 
für einen Tarifvertrag weiter Seite 3

Bundeswirtschaftsminister Alt-
maier, der Einzelhandelsver-

band HDE und alle, die für die 
grundgesetzwidrige Auswei-
tung der Sonntagsöffnungen 
eintreten, haben erneut eine 
gehörige Klatsche bekommen. 

Das Oberverwaltungsgericht 
für Nordrhein-Westfalen in Müns-
ter gab am 24. November einem Nor-
menkontroll-Eilantrag von ver.di gegen 
die Genehmigung von fünf verkaufs-
offenen Sonntagen an den Advents-
sonntagen sowie am 3. Januar 2021 in 
der aktuellen Coronaschutzverordnung 
statt. Das Gericht folgte der Argumen-
tation, dass verkaufsoffene Sonntage 
keinen Beitrag zum Infektionsschutz 

Ein lautes 
Stoppsignal
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stress erholen könnten, sei wichtig für 
den Erhalt der Gesundheit.

Der Arbeitgeberverband HDE zeigt 
sich indessen lernunfähig: Knapp eine 
Woche nach dem OVG-Urteil forderte 
er erneut, die Zahl verkaufsoffener 
Sonntage deutschlandweit zu erhöhen. 
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Stefa-
nie Nutzenberger wies dieses Ansinnen 
strikt zurück. 
 A N D R E A S  H A M A N N

NEU: Ein aktueller Flyer mit 
dem Titel „Ein Dutzend  

gute Gründe für den 
Sonntagsschutz“ ist in den  

ver.di-Bezirken erhältlich.

STARKE STREIKS AUCH
IN CORONA-ZEITEN
Der aktuell reichste 
Mensch der Welt,  
Amazon-Besitzer Bezos, 
verwehrt den Beschäf-
tigten seit Jahren die  
ihnen zustehende Tarif-
entlohnung. Doch die 
Kolleg*innen der Ver-
sandzentren in Leipzig, 
Bad Hersfeld, Rheinberg, 
Werne, Graben und  
Koblenz sind hartnäckig – 
und streiken regelmäßig 
für bessere Bezahlung 
und mehr Gesundheits-
schutz. Mehrtägige Ar-
beitsniederlegungen an 
sieben Standorten gab es 
wieder Ende November, 
rund um „Black Friday“ 
und „Cyber Monday“,  
mit denen Amazon zur 
Rabattschlacht aufruft. 

Fortsetzung auf Seite 2
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https://handel.verdi.de/themen/tarifpolitik/ave
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Ermutigung für andere, diesen Schritt 
ebenfalls zu gehen.

»Es ist gut, dass die Kolleginnen und 
Kollegen dem Umstrukturierungsprozess 
des Managements gegen die Interessen 
der Beschäftigten nicht tatenlos zusehen, 
sondern sich organisieren«, erklärt Or-
han Akman, der bei ver.di für den Ein-
zel- und Versandhandel zuständig ist. 
Als Gewerkschaftssekretär begleitete 
er 2006 in Rosenheim die erste Betriebs-
ratsgründung in einem MediaMarkt 
überhaupt.

In Rosenheim wurde
Pionierarbeit geleistet

Mit allen Mitteln versuchte das Ma-
nagement seinerzeit, die Wahl zu ver-
hindern – inklusive der Störung von 
Wahlversammlungen und anderen Ein-
schüchterungsversuchen. »Damals ha-
ben wir die betriebsratsfeindliche Hal-
tung des Konzerns gebrochen, das macht 
es anderen nun leichter«, bilanziert 
Akman. Selbstverständlich sind Betriebs-
räte in dem Unternehmen allerdings 
längst noch nicht. 

»Jede erfolgreiche Betriebsratswahl 
garantiert die Demokratie im Betrieb«, 
betont Akman. Dies sei gerade jetzt 
wichtig, da das Management versuche, 
eigene Versäumnisse mit einer »radi-
kalen Restrukturierung« auf Kosten der 
Beschäftigten auszugleichen. »Dem 
können nur selbstbewusste und gewerk-
schaftlich gut organisierte Belegschaf-
ten mit einer starken Interessenvertre-
tung etwas entgegensetzen.«
  D A N I E L  B E H R U Z I
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Der radikale Umbau bei Media-
Markt-Saturn führt bei den Be-

schäftigten zu Verunsicherung – und 
zu wachsender Bereitschaft, sich für die 
eigenen Belange einzusetzen. Im Ok-
tober wählte die Belegschaft des Me-
diaMarkts im rheinland-pfälzischen 
Pirmasens einen Betriebsrat. Im Januar 
wollen ihre Kolleginnen und Kollegen 
im oberfränkischen Bayreuth nachzie-
hen, einen Wahlvorstand haben sie 
bereits bestimmt. In beiden Fällen gab 
es bis dato keine ernsthaften Versuche 
des Managements, die Wahl zu verhin-
dern oder zu beeinflussen – keine 
Selbstverständlichkeit in dem für seine 
mitbestimmungsfeindliche Kultur be-
kannten Unternehmen.

Neue Betriebsräte in
Pirmasens und Bayreuth 

»Zu Beginn der Corona-Pandemie 
wurden im Konzern bereits 900 Arbeits-
plätze abgebaut, im Zuge der Umstruk-
turierung sollen 3.500 weitere folgen«, 
berichtet der für den Pirmasenser Me-
diaMarkt zuständige ver.di-Sekretär 
Dave Koch. »In einer solchen Umbruch-
situation ist es entscheidend, dass die 
Kolleginnen und Kollegen durch einen 
engagierten Betriebsrat geschützt wer-
den.« Das sagten sich auch die Beschäf-
tigten des MediaMarkts in Pirmasens 
und beteiligten sich nahezu vollständig 
an der Wahl von drei Betriebsräten, 
allesamt ver.di-Mitglieder. 

Selbstbewusst und
gut organisiert

Denselben Weg gehen die Beschäf-
tigten in Bayreuth, denen neue Arbeits-
verträge vorgelegt wurden, was zu 
Verunsicherung führte. Unterstützung 
holten sie sich bei ver.di. »Angesichts 
der Geschichte von MediaMarkt hatten 
wir natürlich die Befürchtung, dass den 
Beschäftigten womöglich Steine in den 
Weg gelegt werden könnten«, sagt der 
Gewerkschaftssekretär Paul Lehmann. 
Dass dies bislang nicht geschehen ist, 
führt er auch darauf zurück, dass sich 
viele Beschäftigte ver.di angeschlossen 
haben. »Am Anfang war nur eine Hand-
voll organisiert, mittlerweile ist es die 
Mehrheit der Belegschaft«, berichtet 
Lehmann. Die Betriebsratsgründungen 
in Pirmasens und Bayreuth seien eine 

handel verschlafen hat. In den meisten 
Filialen wird jetzt zeitnah bis Ende des 
1. Quartals 2021 Kurzarbeit eingeführt. 

GBR bleibt konsequent

Der Gesamtbetriebsrat von H&M hat 
es unterdessen abgelehnt, mit dem 
 Arbeitgeber über ein »Freiwilligenpro-
gramm« zum Personalabbau zu verhan-
deln. ver.di-Aktive und GBR-Mitglieder 
rufen derzeit zur Solidarität mit dem 
Betriebsrat in Düren (NRW) auf. H&M 
hat dort ein Verfahren zur Amtsenthebung 
eingeleitet, weil dieser eigenständig zum 
Kurzarbeitergeld verhandeln wollte  
(http://verdi-hm.blogspot.com).  A H A

D ie Beschäftigten bei Ikea sperren 
sich nicht gegen die Digitalisierung. 

Doch sie wollen an den Veränderungen 
beteiligt werden. Das ergab eine vom 
Gesamtbetriebsrat unterstützte Be-
schäftigtenumfrage der ver.di-Bundes-
tarifkommission, an der sich etwa 2.600 
Kolleg*innen beteiligt haben.

65 Prozent von ihnen ist es danach 
sehr wichtig, bei der Einführung neuer 
Technik und digitaler Prozesse einbe-
zogen zu werden. Denn fast die Hälfte 
(47%) macht sich große Sorgen, dass 
die Digitalisierung ihre Arbeitsplätze 
verändern wird. Knapp 40 Prozent fürch-
ten um die Existenz ihres Arbeitsplatzes. 
Schon im 
 Juni hatte 
ver.di die 
Ikea-Ge-
schäftslei-
tung aufge-
fordert, 
über einen 
Zukunftsta-
rifvertrag zu 
verhandeln – bisher ohne Erfolg. 

Dabei stellen sich die Beschäftigten 
nicht gegen neue Techniken und Sys-
teme. Doch da mehr als 60 Prozent 
angaben, nicht ausreichend auf die 
Digitalisierung vorbereitet zu sein, wird 
deutlich, wie wichtig die rechtzeitige 

 EINZELHANDEL

KURZ & KNAPP

 Silvester eher frei: Der sächsische 
Landtag hat Anfang November auf 
Initiative der SPD-Fraktion beschlos-
sen, die Ladenöffnung am 31. Dezem-
ber auf 14 Uhr zu beschränken. Damit 
wird eine seit langem erhobene For-
derung von ver.di erfüllt.
 Gegen Tarifflucht: Die Modeket-
te Esprit hat den von ver.di-Mitglie-
dern erkämpften Anerkennungstarif-
vertrag zum 31. Dezember 2020 ge-
kündigt und will sich damit von der 
Wirksamkeit der Flächentarifverträge 
des Einzelhandels verabschieden.  
ver.di fordert, diesen Schritt rückgän-
gig zu machen und informiert mit 
einer Postkartenaktion darüber, dass 
der Tarifvertrag für Gewerkschaftsmit-
glieder trotz Kündigung in der Nach-
wirkung ist. Nichtmitglieder sollten 
deshalb die Zeit nutzen, um sich bis 
Ende des Jahres zu organisieren. 

Qualifizierung ist, was bei der Umfrage 
98 Prozent bejahten. Höchste Priorität 
haben zudem mit 97 Prozent die Si-
cherheit des Arbeitsplatzes und des 
Entgelts, Unterstützung durch Führungs-
kräfte (95%), Ergonomie (97%) und 
Belastungsschutz (98%). Schon jetzt 
berichten viele der Befragten, dass ihr 
Arbeitsplatz sich durch digitale Technik 
verändert hätte.

Kritikwürdig aus Sicht von ver.di ist 
die mangelnde Transparenz bei der 
Umstrukturierung. »Mit dieser Salami- 
taktik digitalisiert die Ikea-Geschäfts-
führung das Unternehmen gegen die 
Beschäftigten und nicht mit ihnen«, so 

Orhan Ak-
man, zu-
ständig bei 
ver.di für 
den Einzel- 
und Ver-
sandhan-
del. Doch 
Digitalisie-
rung dürfe 

nicht die Ängste der Beschäftigten um 
die Zukunft ihrer Arbeitsplätze schüren. 
Ziel des von ver.di geforderten Tarifver-
trags ist es, die Zukunft der Beschäf-
tigten abzusichern und die digitale 
Transformation in ihrem Sinne mitzu-
gestalten.  R E D

Beteiligung ist überfällig

S ie haben es satt, ohne Tarifbindung 
zu arbeiten und Filialschließungen 

still hinzunehmen: Eine wachsende Zahl 
von Beschäftigten der Parfümeriekette 
Douglas organisiert sich gewerkschaft-
lich und wählt Betriebsräte. Gab es 2014 
bundesweit nur eine einzige Arbeit-
nehmervertretung, geht die Zahl der 
Gremien nun auf die 60 zu.

Typisch für diese Entwicklung ist die 
Region Ostwestfalen, wo mittlerweile 
die Beschäftigten in sieben von insge-
samt 14 Filialen Betriebsräte gewählt 
haben. »Die Kolleginnen sind hochmo-
tiviert, sich für ihre Rechte zu engagie-
ren«, berichtet Nina Begemann, die in 
diesem ver.di-Bezirk für den Handel 
zuständig ist. Erklärtes Ziel ist es, im 
kommenden Jahr die Bindung an die 
Flächentarifverträge des Einzel- und 
Versandhandels zu erkämpfen.

»Die Tarifbindung sollte
der Mindeststandard sein«

Dieses Ziel wollen die organisierten 
Douglas-Beschäftigten bundesweit er-
reichen, weiß die Gesamtbetriebsrats-
vorsitzende Ulrike Gaal, die in einer 
Nürnberger Filiale arbeitet. »Die Tarif-
bindung sollte der Mindeststandard für 
einen selektiven Marktführer wie Douglas 
sein«, erklärt sie. Denn das europaweit 

Angesichts der sich zuspitzenden 
Situation bei H&M in Deutschland, 

wo der Arbeitgeber den Abbau von rund 
800 Arbeitsplätzen anstrebt, hat ver.di 
erneut zu Verhandlungen über einen 
Digitalisierungstarifvertrag aufgefor-
dert. Ein entsprechendes Schreiben der 
Bundestarifkommission ging Ende No-
vember an den hiesigenChef der Mo-
dekette, Thorsten Mindermann. Anstatt 
die Beschäftigten aus dem Unterneh-

B E T R I E B S R A T S G R Ü N D U N G E N  B E I  M E D I A M A R K T

Schutz in schwierigen Zeiten

agierende Unternehmen verzeichnete 
2018/19 im Vergleich zum Vorjahr ein 
kräftiges Plus bei Umsätzen und Gewin-
nen. »Allerdings wandern immer mehr 
Umsätze ins Online-Geschäft«, kritisiert 
die GBR-Vorsitzende. Dort offeriere 
Douglas die eigenen Kosmetikprodukte 
zu deutlich niedrigeren Preisen. »Auf 
diese Weise wird der stationäre Handel 
zerstört!« Es gebe Kundinnen, die sich 
in einer Filiale ausgiebig beraten ließen, 
um anschließend online zu bestellen.

Ulrike Gaal hat viele Ideen, wie diese 
Entwicklung gestoppt werden könnte. 
So wäre etwa eine Preisbindung denk-
bar oder auch eine Extrasteuer auf im 
Netz bestellte Waren, wie es sie in den 
USA bereits gibt. Werde nicht gegen-
gesteuert, stünden jedenfalls bald  viele 
Läden leer. 

Tatsächlich plant Douglas für 2021 
Filialschließungen im größeren Stil, das 
gesamte Netz werde überprüft. Kon-
krete Angaben seien »frühestens Ende 

Engagiert für Tarif
B A L D  6 0  B E T R I E B S R Ä T E  B E I  D E R  P A R F Ü M E R I E K E T T E  D O U G L A S

Ein klares Tarifziel:  
Gute Jobs mit Zukunft

B E S C H Ä F T I G T E N B E F R A G U N G  B E I  I K E A

Januar« möglich. Schon seit einiger Zeit 
werden Beschäftigte häufig von einer 
Filiale in eine andere versetzt, sagt Nina 
Begemann. »Das hat allerdings den po-
sitiven Nebeneffekt, dass die Kolleginnen 
sich vernetzen und ihr Wissen über Be-
triebsratswahlen und Gewerkschafts-
mitgliedschaft schnell weitergeben.«

Mobilisierung für
das kommende Jahr

Beim Traditionsunternehmen Douglas, 
das im kommenden Jahr 200. Geburts-
tag feiert, dürfte dies Entwicklungen 
nicht gerne gesehen werden. Vor drei 
Jahren hatte die Geschäftsleitung noch 
erfolglos versucht, eine Betriebsrats-
wahl in der Filiale auf der Frankfurter 
Zeil zu verhindern. Mittlerweile beken-
nen sich immer mehr Beschäftigte offen 
zur Forderung nach Tarifbindung. Schon 
2019 beteiligten sich einige von ihnen 
in Dortmund, München und Schwein-
furt an Streiks. In der Tarifrunde 2021, 
da sind sich Ulrike Gaal und Nina Be-
gemann ganz sicher, werden sich noch 
weitaus mehr Beschäftigte in mehr 
Städten an Aktionen beteiligen, »gegen 
Filialschließungen, gegen Kurzarbeit 
und für die Tarifbindung«, wie die 
GBR-Vorsitzende zusammenfasst.
  G U D R U N  G I E S E

men zu drängen, müssten sie »an der 
Gestaltung eines tragfähigen Zukunfts-
konzeptes, für nachhaltige Beschäfti-
gungssicherung und für gute, gesund-
heitsförderliche Arbeit beteiligt« wer-
den, heißt es darin. Nur auf diesem Weg 
werde H&M wettbewerbsfähig. Um 
diese Ziele mit einem Digitalisierungs-
tarifvertrag durchzusetzen, hat ver.di in 
einem Brief an die Mitglieder bei H&M 
zur Stärkung der gewerkschaftlichen 
Basis im Betrieb aufgerufen. 

Der angekündigte Stellenabbau ist 
bisheriger Höhepunkt einer Welle von 
Filialschließungen bei H&M, wo die 
Geschäftsführung lange die Verknüp-
fung von Ladengeschäft und Online-

Streikende Douglas-Beschäftigte in München in der Tarifrunde 2019 FOTO: THIERMEYER
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D R U C K  F Ü R  D I G I T A L I S I E R U N G S T A R I F V E R T R A G

A M A Z O N

Fortsetzung von Seite 1 

Die Vorsitzenden des DGB, Reiner 
Hoffmann, sowie der IG Metall, Jörg 
Hofmann, erklärten sich vor Beginn des 
Arbeitskampfes mit den Streikenden bei 
Amazon solidarisch. 

Anders als in den Versandzentren, wo 
die wegen Corona nötigen Abstände 
oft nicht eingehalten werden und sich 
bereits etliche Beschäftigte infiziert 
 haben, wissen die ver.di-Aktiven bei 
Amazon, worauf es bei einem Streik in 
Pandemiezeiten ankommt: Volle Prä- 
senz ohne physische Kontakte. So blie-
ben die Streikenden etwa in Leipzig zu 
Hause und ließen sich durch Aufsteller 
vor den Toren vertreten. In NRW prak-
tizierten die Streikenden »Autokino- 
Proteste« – sie saßen während der 
Kundgebung in ihren Autos. 

Für das Vorweihnachtsgeschäft ist 
bundesweit mit weiteren Aktionen zu 
rechnen. Eine echte Corona-Prämie für 
alle Kolleg*innen, die 2020 zu einem 
für Amazon so erfolgreichen Jahr mit 
zusätzlichen Milliardengewinnen ge-
macht haben, sei das mindeste, heißt 
es in einem aktuellen ver.di-Flugblatt. 

Während der ersten Corona-Welle im 
Frühjahr zahlte Amazon den Beschäf-
tigten in Deutschland 2 Euro Stunden-
zuschlag als »Anwesenheitsprämie«, 
was dazu führte, dass einige krank zur 
Arbeit gingen. Im Mai wurde der Zu-
schlag bereits gestrichen. Zwar plant 
Amazon nun an einigen Standorten 
wieder einen Stundenzuschlag, doch 
wieder nur bei Anwesenheit. Der Schutz 
vor Corona-Infektionen wird in den Ver-
sandzentren noch immer dem Ziel der 
Profitmaximierung geopfert. Dagegen 
ist weiter Widerstand angesagt.  H B



Seite 3 Aktuell

Tarifvertrag vorsieht, bekommen die 
Beschäftigten am Standort. Obendrein 
drückt RS die Arbeitsbedingungen durch 
die Beschäftigung von rund 40 Leihar-
beitnehmer*innen, die ohne Sachgrund 
befristet angewstellt sind. »Neben RS 
und Amazon macht auch der Elektro-
großhändler Rexel einen großen Bogen 
um Tarifverträge«, sagt Manuel Sauer. 
»Dass es anders geht, zeigt der Buch-
großhändler LIBRI.«

Bei RS Components geht der Einsatz 
für einen Tarifvertrag unterdessen wei-
ter. Manuel Sauer: »Bei einem Jahres-
gewinn von 242 Millionen Euro kann 
sich das Unternehmen auch Tariflöhne 
von im Mittel 2.500 Euro brutto leis-
ten!« Im Spätsommer gab es weitere 
Streiks. Kürzlich hatte RS angekündigt 
keinen Bonus auszuzahlen. Auch da-
gegen protestierten die Beschäftigten 
Ende November. H B
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Seit dem 1. November sind die Phar-
magroßhändler Alliance Healthcare 

(AHD) und Gehe offiziell in einem Joint 
Venture verbunden; AHD hält an dem 
Gemeinschaftsunternehmen 70, Gehe 
30 Prozent. Was dies für die Beschäf-
tigten bedeutet, ist noch unklar, aber 
Gutes dürfte es kaum sein.

So hatten beide Unternehmen laut 
»Pharmazeutischer Zeitung« vom 6. 
November erklärt, dass »durch den Zu-
sammenschluss eine effizientere Arbeits-
weise erzielt werden soll«. Es sei frag-
lich, ob alle Großhandelslager beider 
Konzerne weiterbetrieben würden. Das 
habe bereits zu großer Verunsicherung 
der Beschäftigten geführt.

Unterdessen gibt es an der Spitze von 
Gehe einen Wechsel: Seit Anfang 

Für den Anerkennungstarifvertrag FOTO: MAAZ

Der Verkauf der SB-Warenhauskette 
Real an den Finanzinvestor SCP hat 

erhebliche Auswirkungen auf die Metro 
Logistics Germany (MLOG), die derzeit 
noch bis zu 100 Prozent für die Belie-
ferung von Real zuständig ist. Es gibt 
zwar neue Interessenten für die künftige 
Belieferung durch MLOG, aber bevor 
Real-Häuser endgültig an Kaufland, 
Edeka und andere Unternehmen abge-
geben werden, liegen alle Entschei-
dungen auf Eis.

»Im Moment hängt eine Neuausrich-
tung an der Entscheidung des Bundes-
kartellamtes über die Weitergabe von 
rund 100 Real-Märkten an Kaufland, 
die für Ende Dezember erwartet wird«, 
sagt Siegmar Roder von der ver.di-Bun-
desfachgruppe Groß und Außenhandel 
(GAH). »Bis dahin sind die MLOG-Ka-
pazitäten weitgehend mit der Beliefe-
rung von Real-Märkten ausgelastet.« 
Unterdessen stehen Tarifverhandlungen 
für drei Standorte an bzw. vor dem 
Abschluss: In Altlandsberg, Bremen und 
Reichenbach. Die dort bisher geltenden 
Haustarifverträge, die zum Teil über dem 
Niveau der Flächentarifverträge des GAH 
lagen, waren zum 30. September ge-
kündigt worden.

»Wir meinen, dass alle Besitzstände 
nach den Tarifverträgen des GAH ge-
wahrt bleiben müssen«, sagt Jörg 

V E R H A N D L U N G E N  B E I  M E T R O  L O G I S T I C S  G E R M A N Y  ( M L O G ) E L E K T R O G R O S S H Ä N D L E R  R S  C O M P O N E N T S

 Lauenroth-Mago, Fachbereichsleiter 
Handel im ver.di-Landesbezirk Sachsen, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen. 

Völlig inakzeptable Pläne 

»Die Geschäftsleitung in Reichenbach 
hat bisher jegliches Gespräch über die 
Beibehaltung von Entgelthöhe und Ar-
beitszeitregelungen verweigert.« Sie 
wolle in den Arbeitgeberverband Lo-
gistik wechseln und die Beschäftigten 
in Reichenbach auf das Niveau des Lo-
gistiktarifvertrages drücken, was 250 
bis 500 Euro weniger Geld im Monat 
bedeuten würde. Jörg Lauenroth-Mago 
nennt das »völlig inakzeptabel« und ist 
sich darin mit der Belegschaft einig. 
Bevor am 12. Januar die Verhandlungen 
wieder aufgenommen werden, sind 
Aktionen vor Ort geplant.

Am Standort Bremen stellt sich die 
Lage etwas anders dar. Hier wurde eine 
bis Ende Februar geltende Verlängerung 
des Haustarifvertrages vereinbart. »Ver-
handlungen stehen für die zweite Ja-
nuarhälfte an«, berichtet Sabine Gatz, 
die im Landesbezirk Niedersachsen-Bre-
men zuständige Fachbereichsleiterin. 
Auch hier seien Aktionen geplant und 
die Vorgabe, für die erreichten Besitz-
stände bei Entgelt und Arbeitsbedin-
gungen zu kämpfen.

Für Altlandsberg in Brandenburg 
wurde bereits für die erste Dezember-
hälfte (nach Redaktionsschluss) eine 
Einigung auf einen neuen Tarifvertrag 
erwartet. Es habe nach wochenlangem 
Hick-Hack Signale des Arbeitgebers für 
ein Einlenken gegeben, erklärt Erika 
Ritter, Landesfachbereichsleiterin bei 
ver.di Berlin-Brandenburg. Auch hier 
sollte es keinesfalls einen Abschluss auf 
dem erheblich niedrigeren Niveau des 
Logistiktarifvertrages geben.

An den übrigen MLOG-Standorten 
stehen zurzeit noch keine Tarifverhand-
lungen an. Hier wurden die Flächenta-
rifverträge GAH mit verlängerter Frie-
denspflicht übernommen. Sie können 
frühestens zum 30. September 2021 
gekündigt werden.

 G U D R U N  G I E S E

Ringen um ein 
gutes Tarifniveau

Seit rund zwanzig Jahren ist der eng-
lische Elektrogroßhändler RS Com-

ponents im hessischen Bad Hersfeld 
ansässig – in direkter Nachbarschaft zu 
Amazon. Genau wie dieses Unterneh-
men zahlt es keine Tariflöhne.

»Die 200 Beschäftigten haben davon 
genug«, sagt der zuständige ver.di-Se-
kretär Manuel Sauer. »Viele traten der 
Gewerkschaft bei. Noch vor der Coro-
na-Pandemie konnten wir eine Tarif-
kommission bilden und im Februar dem 
Arbeitgeber unsere Forderung nach 
einem Anerkennungstarifvertrag über-
mitteln.« Da die Geschäftsleitung jeg-
liche Gespräche ablehnte, kam es noch 
vor dem Lockdown im März zum ersten 
Streiktag in der Geschichte von RS in 
Deutschland. Ende November streikten 
die RS-Beschäftigten – gemeinsam mit 
den Kolleg*innen von Amazon. Rund 
300 Euro weniger als der Großhandels- 

Fusion im Pharmagroßhandel 
ab 1. November vollzogen

Eine Riesenbaustelle ist die schwache 
Tarifbindung, die im Einzel- und Ver-
sandhandel nur noch für 28 Prozent der 
Beschäftigten gilt; im Großhandel sind 
es 33 Prozent. Die Zahlen sind rasant 
nach unten gegangen, seit der Arbeit-
geberverband HDE vor 20 Jahren die 
damals noch übliche Allgemeinverbind-
lichkeitserklärung der Tarifverträge (AVE) 
plötzlich ablehnte. Zusätzlich schuf er 
eine Verbandsmitgliedschaft ohne Tarif 
(OT). Damit verbreiteten sich Dum-
pinglöhne, was ver.di im Handel mit 
einer neuen AVE-Initiative bekämpft: 
Tarifverträge, die für alle Unternehmen 
verbindlich gelten, sollen durch eine Ge-
setzesnovelle auch gegen den Willen der 
Arbeitgeber möglich gemacht werden.

Orhan Akman regte in der Videokon-
ferenz an, dies in den Tarifgesprächen 
aufzugreifen und auch im Vorfeld der 
Bundestagswahl 2021 Druck zu machen. 
»Sehr viele Beschäftigte sind von Al-
tersarmut bedroht, weil Unternehmen 
sich nicht mehr an die Spielregeln hal-
ten und sich dadurch eine goldene 
Nase verdienen,« stellte er fest. »Dieses 
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skandalöse Vorgehen, das durch das 
neue HDE-Mitglied Amazon noch ver-
schärft wird, muss auf allen Ebenen 
bekämpft werden. Deshalb wollen wir 
in der kommenden Tarifrunde einen 
spürbaren Reallohnzuwachs durchset-
zen und für die AVE eintreten.«

Gute Tarifverträge bei 
Galeria-Warenhäusern 

Kämpfen lohnt sich, gerade auch in 
der Krise. Das habe die Auseinander-
setzung um Galeria Karstadt Kaufhof 
gezeigt, sagte der Bundesfachgruppen-
leiter. «Wir haben in der ersten Hoch-
phase der Pandemie sehr viele Aktionen 
von Nord bis Süd durchgeführt und 
konnten zusammen mit anderen über 
40 Häuser vor der Schließung retten.
(siehe auch Seite 4)

 Wenngleich unterm Strich noch viel 
zu viele Arbeitsplätze dem unfähigen 
Management zum Opfer fallen, habe 
ver.di im Handel auch tarifpolitisches 
Neuland betreten: »Bei Galeria Karstadt 
Kaufhof (GKK) und Galeria Markthalle 

konnten wir Tarifverträge zu guter und 
gesunder Arbeit/Beteiligung Zukunfts-
konzept durchsetzen.« 

Auch hier wird das aktive Eingreifen 
der Beschäftigten und die Berücksich-
tigung ihrer Expertise und Fachwissen 
zu einer Topangelegenheit. In zwölf 
GKK-Pilotfilialen hat es bereits digitale 
Befragungen dazu gegeben, welches 
die zentralen Punkt sind, die angepackt 
werden müssen. Ab Februar wird die 
digitale Erhebung dann auf alle 131 
Filialen ausgeweitet. Danach berät ein 
Expert*innen- und Zukunftskreis kon-
krete Maßnahmen. 

Relativ neu sind auch die Forderungen 
nach Zukunftstarifverträgen bei Ikea und 
bei H&M, mit denen die Digitalisierung 
im Sinne der Beschäftigten und nicht 
gegen sie gestaltet werde soll (S. 2).

ver.di Handel zeigt: Wir verstecken 
uns nicht vor Krisen, sondern krempeln 
die Ärmel hoch und packen an. Stefa-
nie Nutzenberger »Ich bin überzeugt, 
dass auch 2021 die Mobilisierung der 
Beschäftigten in einer guten Tarifbe-
wegung gelingen wird«. A H A

242 Millionen Euro Gewinn

 November ist Andreas Thiede neuer 
Vorsitzender der Geschäftsführung. 
Zuvor war er für den Vertrieb und Mar-
keting zuständig. Peter Schreiner, der 
viele Jahre lang Gehe – Tochter von 
McKesson Corporation – geleitet hatte, 
war auf eigenen Wunsch gegangen. 
AHD-Chefin Aline Seifert wurde  Arbeits-
direktorin bei Gehe.

Eine sehr gute Nachricht

Eine sehr gute Nachricht gab es kürz-
lich für alle Teilzeitbeschäftigten bei 
AHD: Das Unternehmen hat nach Druck 
durch den Gesamtbetriebsrat das Urteil 
des Bundesarbeitsgerichts vom 19. De-
zember 2018 umgesetzt, wonach Mehr-
arbeitszuschläge an Teilzeitbeschäftig-

KURZ & KNAPP

 AKTIENANTEIL STEIGT: Der 
tschechische Milliardär Daniel Kretins-
ky hat seinen Anteil am Handelskon-
zern Metro noch weiter aufgestockt. 
Die von ihm kontrollierte EP Global 
Commerce GmbH (EPGC) hat Ange-
bote für insgesamt 10,6 Prozent der 
Metro-Stammaktien und 1,84 Prozent 
der Metro-Vorzugsaktien angenom-
men, teilte das Unternehmen mit. 
Damit steigt der Anteil der von Kre-
tinsky und seinem Partner Patrik Tkac 
kontrollierten Metro-Stammaktien 
auf mittlerweile rund 40,6 Prozent. 
An ihnen komme bei Metro bei stra-
tegischen Entscheidungen künftig 
nicht mehr vorbei, so die „Lebensmit-
telzeitung“. Seit Monaten herrsche 
ein Kampf um die Macht und die 
künftige Ausrichtung des Konzerns.
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schließen und die Abwicklung der Re-
touren nach Polen und Tschechien zu 
verlagern. Betroffen sind 840 Beschäf-
tigte und deren Angehörige. 

Sie brauchen unsere solidarische Un-
terstützung, bitte beteiligt euch an der 
Online-Petition: http://chng.it/ftcqZ-
Q2Gs8
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Mit mehreren Aktionen haben die Be-
schäftigten des Hamburger Retouren-
betriebes der Otto Group (Hermes 
Fulfilment) in den letzten Wochen ge-
gen die drohende Vernichtung ihrer 
Arbeitsplätze protestiert. Der Konzern-
vorstand hat angekündigt, das Lager 
in der zweiten Jahreshälfte 2021 zu 

Beschäftigtenprotest in Hamburg FOTO: VER.DI

Protest bei Hermes

te von der ersten mehr geleisteten 
Stunde an gezahlt werden müssen. 
Zuschläge erst zu leisten, wenn die 
Stundenzahl einer Vollzeitstelle über-
schritten werde, verstoße gegen das 
Teilzeit- und Befristungsgesetzes, hatten 
die Bundesrichter geurteilt.

Bereits im vergangenen Jahr hatte der 
Pharma-Großhändler Phoenix auf For-
derungen des GBR reagiert, dieses Ur-
teil in die betriebliche Praxis umzusetzen. 
AHD hat nun nachgezogen und zahlt 
rückwirkend zum 1. September die an-
gefallenen Mehrarbeitszuschläge an 
Teilzeitbeschäftigte aus. Siegmar Roder, 
der bei ver.di auch für den Pharmagroß-
handel zuständig ist, geht davon aus, 
dass nun auch Gehe eine solche Rege-
lung vorlegen wird.  G G

A H D  U N D  G E H E  B I L D E N  G E M E I N S C H A F T S U N T E R N E H M E N



filialen verlieren ihren Job. Mehr als 
1.800 wechseln in die tarifvertraglich 
vereinbarten Beschäftigungs- und Qua-
lifizierungsgesellschaften (BQG). Rund 
250 Beschäftigte verlieren auch bei 
Karstadt Feinkost (jetzt: Galeria Markt-

also ein Drittel, retten«, so Orhan Ak-
man, Bundesfachgruppenleiter für den 
Einzel- und Versandhandel. 

Zum 31. Januar 2021 werden sechs 
weitere Warenhäuser geschlossen. Rund 
2.500 Beschäftigte aus 41 Schließungs-

halle) ihren Arbeitsplatz; etwa 140 von 
ihnen wechseln in eine BQG. Sollten 
bei Feinkost ursprünglich 24 von 50 
Filialen geschlossen werden, so waren 
es zum 31. Oktober noch 14. 

Völlige Verantwortungslosigkeit at-
testiert ver.di der GKK-Geschäftsführung 
mitsamt den Insolvenzverwaltern im 
Umgang mit Karstadt Sports. Sie hatten 
dort die Forderung nach einer Transfer-
gesellschaft rigoros abgelehnt. Im Lau-
fe des Oktobers wurden 15 von 31 
Filialen geschlossen und rund 500 Be-
schäftigte gekündigt.

Scharfe Kritik äußerte Orhan Akman 
daran, dass sich René Benko als Mehr-
heitsaktionär der GKK-Muttergesell-
schaft SIGNA GmbH ausgerechet dieses 
Jahr rund 100 Millionen Euro Dividen-
den hat auszahlen lassen. Die Arbeit 
der neuen Warenhaus-Geschäftsführung 
will ver.di daran messen, wie schnell sie 
einen glaubwürdigen Kurswechsel ein-
leitet, der auch zu einer nachhaltigen 
Sicherung der verbleibenden Arbeits-
plätze führen kann (dazu mehr in der 
kommenden Ausgabe). A H A

se vor Ort zu lindern«, sagte Enkelmann. 
Auch Nutzenberger forderte die hiesigen 
Konzerne und die Bundesregierung zum 
Handeln auf. Vor allem müsse dringend 
ein Lieferkettengesetz beschlossen wer-
den, »das deutsche Unternehmen zu 
verbindlichen sozialen, ökologischen 
und menschenrechtlichen Standards 
verpflichtet«. Gewerkschaftliche Rech-
te und die Koalitionsfreiheit müssten 
fester Bestandteil eines solchen Geset-
zes werden. Denn auf den Weinfarmen 
wird die Arbeit der Landarbeitergewerk-
schaft CSAAWU laut Studie immer 
wieder massiv behindert – bis hin zur 
Bedrohung und Entlassung gewerk-
schaftlicher Vertrauensleute.

Doch es gibt auch positive Beispiele. 
So konnte die CSAAWU auf den Wein-
farmen Groot Constantia und Robertson 
Winery durch kontinuierliche Organi-
sierungsarbeit Tarifverträge durchsetzen.
Nutzenbergers Schlussfolgerung: »Wo 
sich Arbeiterinnen und Arbeiter unter 
hohem persönlichem Risiko gewerk-
schaftlich organisieren, können deutli-
che Verbesserungen erreicht werden.« 
Das geplante Lieferkettengesetz müsse 
daher unbedingt auch das Recht auf 
gewerkschaftliche Organisierung ga-
rantieren.

 D A N I E L  B E H R U Z I

Studie zum Download: www.rosalux.de/
publikation/id/42827/guenstiger-wein-

bitterer-nachgeschmack (KURZLINK)

VER.DI  HANDEL NR. 3 |  DEZEMBER 2020

Strategie«, kritisierte ver.di-Bundesvor-
standsmitglied Stefanie Nutzenberger 
bei der Vorstellung der Studie am 20. 
Oktober. Besonders die Ausbeutung von 
Saison- und Leiharbeiter*innen sei dra-
matisch und »mit der Würde der Men-
schen nicht vereinbar«. Der Untersu-
chung zufolge ist nur einer von fünf 
Beschäftigten auf den Farmen fest 
angestellt. Die restlichen 80 Prozent 
haben nicht einmal Anspruch auf den 
in der Landwirtschaft gültigen Mindest-
lohn von umgerechnet gut einem Euro 
pro Stunde. Zum Teil müssen Leihbe-
schäftigte ohne ausreichende Schutz-
ausrüstung an den Weinstöcken arbei-
ten, während zeitgleich Pestizide ver-
sprüht werden. Auf drei der vier unter-
suchten Farmen wurde das hochgiftige 
Herbizid Parquat eingesetzt, das in der 
EU seit langem verboten ist.

Die Verantwortung der
deutschen Importeure

Die Vorsitzende der Rosa-Luxem-
burg-Stiftung, Dagmar Enkelmann, 
verwies darauf, dass sich die ohnehin 
extrem prekären Bedingungen der Land-
arbeiter*innen durch die Corona-Pan-
demie noch einmal dramatisch zuge-
spitzt haben. Rund 18.000 von ihnen 
haben bis Juni ihre Arbeit verloren. »Es 
liegt auch in der Verantwortung der 
deutschen Importeure, die massive Kri-

In Deutschland blockieren die Einzel-
handelskonzerne seit 20 Jahren allge-

meinverbindliche Tarifverträge. Und in 
Südafrika tragen sie eine Mitverantwor-
tung dafür, dass Arbeitnehmerrechte 
auf Weinfarmen mit Füßen getreten 
werden. Das zeigt eine Studie, die ver.di 
gemeinsam mit der Rosa-Luxemburg-
Stiftung und anderen Organisationen 
veröffentlicht hat. Um die Arbeitsbe-
dingungen der Landarbeiter*innen zu 
verbessern, fordert ver.di ein Lieferket-
tengesetz, das auch gewerkschaftliche 
Rechte festschreibt.

Mit jährlich 92 Millionen Litern ist 
Deutschland hinter Großbritannien der 
zweitgrößte Weinimporteur aus Südaf-
rika. Bei billigem Tankwein – der in gro-
ßen Tanks verschifft und hierzulande 
abgefüllt wird – sind hiesige Unternehmen 
sogar die wichtigsten Abnehmer. Doch 
weniger als 16 Prozent des Preises, den 
Kund*innen für solche Weine an der 
Supermarktkasse bezahlen, bleibt in Süd-
afrika. Über 60 Prozent landet auf den 
Konten der Konzerne und abfüllenden 
Kellereien in Deutschland. Die Arbeiter*in-
nen in Südafrika erhalten gerade einmal 
1,4 Prozent des Ladenpreises. Studien-
autor Benjamin Luig sieht darin eine we-
sentliche Ursache für die miesen Arbeits-
bedingungen, die er bei der Untersuchung 
von vier Farmen festgestellt hat.

»Die Beschäftigten vor Ort zahlen den 
Preis für die unsägliche Billigwein- 

Ein bitterer Beigeschmack
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Der Verkauf der Real-Märkte durch 
Neueigentümer SCP und das Im-

mobilienunternehmen X-bricks zieht 
sich länger hin als erwartet. Für die über 
30.000 Beschäftigten setzt sich damit 
die Ungewissheit fort. Das Bundeskar-
tellamt, das die Veräußerung von bis 
zu 101 Märkten an Kaufland und von 
bis zu 72 Märkten an Edeka genehmi-
gen muss, hat die Frist zur »vertieften 
Prüfung« der Filialübernahmen bis En-
de des Jahres bzw. bis zum 21. Januar 
 verlängert. 

Bei dem Real-Paket, an dem Kaufland 
interessiert ist, schätzt die Kartellbehör-
de den Übergang von neun Standorten 
als kritisch ein. Das gab die SCP Group 
bekannt, die vom russischen Investment-
unternehmen Sistema kontrolliert wird. 
Außer Kaufland und Edeka hat bisher 
Globus sein Interesse an Standorten 
 öffentlich mitgeteilt – es geht um 16 
Märkte.

Alle Erwerber sollen feste
Zusicherungen abgeben

Kaufland wiederum hat ver.di für den 
Fall der Filialübernahmen für die dort 
Arbeitenden weitreichende Absicherun-
gen und Verbesserungen zugesichert. 
So sollen die bisherigen Real-Beschäf-
tigten ohne Unterbrechung übernom-
men und bei Kaufland wieder nach den 
ver.di-Flächentarifverträgen Einzelhan-
del bezahlt werden. Für diejenigen, die 
bei Real bisher nach einem mit dem 
Verband DHV abgeschlossenen Dum-
ping-Tarifvertrag bezahlt werden, be-
deutet dies bis zu 25 Prozent mehr 
Verdienst, bei Altverträgen sind es rund 
fünf Prozent mehr. Darüberhinaus be-
kennt sich Kaufland zu den Betriebsräten 
bei Real und wird diese integrieren. Als 
gemeinsames Ziel wird in einer Erklärung 
»die Absicherung aller Filialen und de-
ren Arbeitsplätze« sowie die »erfolg-
reiche Fortführung« genannt. 

ver.di hat die übrigen Erwerber auf-
gefordert, ebenfalls eine verbindliche 
Zusicherung abzugeben. »Die Absiche-
rung der Arbeitsplätze, die Anwendung 

der ver.di-Tarifverträge und die Siche-
rung der Betriebsratsstrukturen sind das 
Mindeste, so ver.di-Bundesvorstands-
mitglied Stefanie Nutzenberger. Die 
Kartellbehörden wären gut beraten, die 
Zustimmung zur Übernahme von diesen 
Mindestvoraussetzungen abhängig zu 
machen«. Dies müsse auch für Ausglie-
derungen an selbstständige Kaufleute 
bei Edeka und Rewe gelten, die in der 
Regel nicht tarifgebunden sind. 

Bei Real haben Geschäftsführung und 
Gesamtbetriebsrat einen Sozialplan 
vereinbart, der für mehr als 90 Prozent 
aller bundesweit 269 Standorte gilt. 
»Der verhandelte Sozialplan deckt alle 
eventuellen Veränderungen an einem 
Standort ab, bevor dieser an neue Be-
treiber übergeben wird«, sagte GBR-Vor-
sitzender Klockhaus. Somit würden die 
Mitarbeiter nicht von einem Tag auf den 
anderen vor dem Nichts stehen. Die 
vereinbarten Abfindungen im Fall von 
Schließungen oder Entlassungen eines 
Teils der Beschäftigten orientieren sich 
am bisherigen Verdienst und der Be-
triebszugehörigkeit, sind aber auf 
 maximal 14 Monatsgehälter begrenzt. 

 H B
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Sicherheiten für 
knapp 100 Filialen
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M it zahlreichen Aktionen – wie hier 
in Düsseldorf vor dem Kaufhof 

am Wehrhahn – haben Beschäftigte von 
Galeria Karstadt Kaufhof am 17. Okto-
ber auf die ersten 35 Filialschließungen 
zum Ende des Monats aufmerksam 
gemacht. Einige Kolleginnen, die nach 
mehr als 30 Jahren auf die Straße ge-
setzt werden, übten zum Teil unter 
Tränen scharfe Kritik an Eigentümer 
René Benko und am Missmanagement 
der Unternehmensleitung. 

In Düsseldorf hatte der Künstler 
 Jacques Tilly eine überlebensgroße 
Pappfigur Benkos geschaffen, die von 
Beschäftigten mit Boxhandschuhen 
attackiert wurde. Aus Solidarität waren 
auch Kolleginnen und Kollegen aus 
Filialen gekommen, die weitermachen. 

ver.di und die Betriebsräte hatten mit 
den Beschäftigten bis zuletzt um den 
Erhalt von Filialen gekämpft und dazu 
lokale Bündnisse mit vielen betroffenen 
Städten geschlossen. »Alle Schließungen 
konnten wir nicht verhindern. Aber von 
den ursprünglich 62 Filialen auf der 
Schließungsliste konnten wir 21 Häuser, 

G A L E R I A  K A R S T A D T  K A U F H O F :  A K T I O N E N  Z U M  A B S C H I E D  V O R  S C H L I E S S U N G S F I L I A L E N

Tränen und Wut
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Immer mehr Beschäftigte im Handel 
leiden darunter, dass sie ununterbro-

chen und über mehrere Stunden den 
vernünftigerweise vorgeschriebenen 
Mund-Nasen-Schutz (MNS) tragen müs-
sen. Die Berufsgenossenschaft Handel 
und Warenlogistik (BGHW) teilt mit, 
dass sie Begrenzungen beim Tragen von 
MNS-Masken wie für filtrierende Halb-
masken mit Ausatemventil empfiehlt: 
»Dies bedeutet eine Tragedauer von 
zwei Stunden mit einer anschließenden 
Erholungsdauer von 30 Minuten.«

Demnach sollte nach zwei Stunden 
einer Tätigkeit, bei der eine Maske ge-
tragen werden muss, eine Tätigkeit von 
30 Minuten folgen, bei der keine 
MNS-Maske getragen werden muss. 
Doch bei welchen Arbeitsplätzen ist das 
möglich?

ver.di hat für den Handel in Hessen 
jetzt eine »Maskenpause« gefordert. 
Dem haben sich weitere Landesfach-
bereiche angeschlossen. Zusätzlich zu 
den Pausen laut Arbeitszeitgesetz oder 
betrieblichen Vereinbarungen und der 
Vorgabe der BGHW fordert ver.di: Nach 
einer Tätigkeit mit Mund-Nasen-Schutz 
von höchstens 90 Minuten erhalten 
Beschäftigte eine bezahlte Arbeitsun-
terbrechung zum Luftholen ohne Mund-
Nasen-Schutz von 10 Minuten. R E D

I N I T I A T I V E  I M  H A N D E L

Maskenpause
gefordert
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